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Was braucht es, damit die ökonomische Gleich-
stellung von Frauen und Männern vorankommt?

Es braucht: ein verfassungsrechtliches Mandat, ein 
klares Ziel, es braucht Wissen über gesellschaft-
liche Werte und Wirklichkeiten – und es braucht 
Vorschläge, die darauf aufsetzen, von einem 
möglichst breiten gesellschaftlichen Konsens 
getragen werden und politisch zum Wohle aller 
gestaltet werden.

Im Herbst 2024 hat die Gleichstellungsabteilung 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend renommierte  Expert:innen 
eingeladen, sich mit diesen Thesen in kurzen 
Beiträgen zu befassen und damit Wissensgrund-
lagen für notwendige Neujustierungen eines 
Gesamtsystems zu legen, in dem zu wenigen 
Frauen eine dauerhafte wirtschaftliche Eigen-
ständigkeit gelingt. Die Autor:innen haben hierfür 
aus der Fülle ihrer Kenntnisse geschöpft oder im 
Auftrag des BMFSFJ neue Erkenntnisse gewonnen, 
die erstmals hier veröffentlicht werden.

Entstanden ist dieses Kurz-Kompendium, das als 
Strategierahmen zum 30. Jubiläum des Staatsziels 
Gleichstellung Wirklichkeiten, Ziele und Wege 
zur ökonomischen Gleichstellung von Frauen und 
Männern bis zum Ende des Jahrzehnts (2030) 
beschreibt und damit die erste Gleichstellungs-
strategie der Bundesregierung weiterentwickelt. 

Die Autor:innen zeigen, welche volkswirtschaft-
lichen und gesellschaftspolitischen Potenziale 
ökonomische Gleichstellung freisetzen kann und 
welche Einstellungen und Wünsche der Gesell-
schaft zu berücksichtigen sind.

Die Beiträge und Studien wurden bei der 
Konferenz „Ökonomische Gleichstellung 2030“ 
am 28.11.2024 mit den Autor:innen sowie Ak- 
teur:innen aus Politik, Wissenschaft, Wirtschaft, 
Gewerkschaften und Gesellschaft diskutiert. Aus-
gerichtet wurde die Konferenz durch das Bundes-
familienministerium in Zusammenarbeit mit dem 
Center for Responsible Research and Innovation 
(CeRRI) des Fraunhofer IAO im Rahmen des 
Projekts „Wirtschaftliche Eigenständigkeit nach-
haltig stärken“.

Die ersten drei Beiträge nehmen die Grundlagen in 
den Blick: Haben wir einen Verfassungsauftrag für 
die ökonomische Gleichstellung? Welche volkswirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Dimensionen 
sind von der ökonomischen Ungleichheit der 
Geschlechter betroffen? Wie wichtig sind gleich-
stellungsrelevante staatliche Rahmenbedingungen 
für die Frage, ob Kinder geboren werden?

Drei weitere Beiträge widmen sich einer gestal-
tungstauglichen Zielsetzung und ihrer Akzeptanz  
in der Bevölkerung: Ist die „nachhaltige ökono-
mische Eigenständigkeit“ Bedingung und taug-

Einleitung



liches Ziel für die ökonomische Gleichstellung? 
Was bedeutet wirtschaftliche Eigenständigkeit 
für Bürgerinnen und Bürger? Wird das Ziel einer 
wirtschaftlichen Eigenständigkeit breit getragen?

Die letzten beiden Beiträge fokussieren auf den 
Weg hin zur ökonomischen Gleichstellung: Ist die 
Gesellschaft bereit für Reformen? Was kostet 
es uns, auf wirtschaftliche Gleichstellung zu ver-
zichten? Die Autorinnen und Autoren haben 
ihren Beiträgen die wesentlichen Antworten in 
Abstracts vorangestellt. Sie schließen meist mit 
Empfehlungen an die Politik.

Im 9. und 10. Kapitel werden die zentralen Ergeb-
nisse und Empfehlungen im Überblick zusammen-
gestellt und in einer Grafik visualisiert.

Mögen die hier zusammengestellten Erkenntnisse 
und Ideen einen Beitrag zu einer evidenzbasierten 
Gleichstellungspolitik der Zukunft leisten. 

Viel Vergnügen bei der Lektüre!
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Art. 3 Abs. 2 GG besteht aus zwei Sätzen. Der erste 
lautet schlicht: „Männer und Frauen sind gleich-
berechtigt“ und besteht seit der Schaffung des 
Grundgesetzes. Der zweite Satz wurde nach der 
Wiedervereinigung im Jahr 1994 eingefügt, als 
klar wurde, dass formale Gleichheit nicht ausreicht. 
Art. 3 Abs. 2 Satz 2 GG bestimmt: „Der Staat 
fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern und wirkt 
auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.“

Gewährleistung materieller 
Gleichheit

Dieser Verfassungsauftrag zur Gewährleistung 
und Förderung der Gleichberechtigung hat sich 
nicht etwa durch die Abschaffung von Rechts-
normen erledigt, die Frauen ausdrücklich benach-
teiligten. Denn Gleichberechtigung ist materiell zu 
verstehen. 

Die Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts zeigt dies in aller Deutlichkeit. Schon in 
seiner früheren ständigen Rechtsprechung führte 
das Gericht aus, dass Art. 3 Abs. 2 GG ein Gleich-
berechtigungsgebot aufstelle und dies auf die 

1  BVerfGE 85, 191, 207. Dies betont das Gericht auch in der neueren Rechtsprechung: BVerfGE 104, 373, 393; 109, 64, 89; 147, 1, 29.

2 BVerfGE 85, 191, 207.

3 BVerfGE 87, 1, 42; 109, 64, 89; 113, 1, 15; 126, 29, 53.

4 BVerfGE 92, 91, 109.

gesellschaftliche Wirklichkeit erstrecke.1 Dazu 
gehöre, tradierte Rollenverteilungen zu über-
winden.2  Andere Formulierungen, die das Gericht 
verwendet, lauten, dass Art. 3 Abs. 2 GG auf die 
Angleichung der Lebensverhältnisse von Frauen 
und Männern ziele.3

In einer neueren Entscheidung klingt dies so: „Art. 
3 Abs. 2 GG bietet Schutz auch vor faktischen 
Benachteiligungen. Die Verfassungsnorm zielt auf 
die Angleichung der Lebensverhältnisse von Frauen 
und Männern … Durch die Anfügung von Satz 2 
in Art. 3 Abs. 2 GG ist ausdrücklich klargestellt 
worden, dass sich das Gleichberechtigungsgebot 
auf die gesellschaftliche Wirklichkeit erstreckt“ 
(BVerfGE 126, 29, 53 f.). Das Gericht hat damit  
die 1994 erfolgte Aufnahme des Verfassungs-
auftrags in Art. 3 Abs. 2 S. 2 GG vorweggenommen 
und bezeichnete diese Verfassungsänderung damit 
später treffend als „Klarstellung“4. 

Gleichberechtigung erfasst 
ökonomische Gleichstellung

Gleichberechtigung erfasst auch die ökonomische 
Gleichstellung. Die traditionelle Geschlechterord-

Ökonomische Gleichstellung – 
ein Verfassungsauftrag

Das Grundgesetz enthält einen Verfassungsauftrag zur Förder- 
ung der ökonomischen Gleichstellung. Gesetzgeber wie Exekutive 
müssen daher Maßnahmen zu deren Förderung ergreifen.

Prof. Dr. Dr. h.c. Ute Sacksofsky, M.P.A. (Harvard)
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Verfassungsauftrag, Dimensionen und erforderliche Rahmenbedingungen

nung mit ihrer Beschränkung der Frau auf die häus-
liche Sphäre hatte Frauen gerade den Zugang zur 
Sicherung ihrer eigenen ökonomischen Grundlage 
verwehrt. Im BGB von 1900, dessen Familien-
recht zur Zeit der Schaffung des Grundgesetzes 
noch galt, war dies in nicht zu übertreffender 
Deutlichkeit geregelt: dem Mann stand nicht nur 
das allgemeine Bestimmungsrecht in der Ehe zu, 
sondern das Vermögen der Frau wurde explizit der 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes unter-
worfen, und er besaß ein fristloses Kündigungs-
recht gegenüber ihrem Arbeitgeber. Dies sollte 
die Garantie der Gleichberechtigung von Männern 
und Frauen überwinden. Das Bundesverfassungs-
gericht hat dies schon in einer Entscheidung aus 
dem Jahr 1957 explizit klargestellt.5 Ökonomische 
Abhängigkeit produziert weitere Abhängigkeiten. 
Gleichberechtigung ist ohne ökonomische Eigen-
ständigkeit nicht denkbar.

Bindungswirkung des 
Verfassungsauftrags

Einigkeit besteht darüber, dass Art. 3 Abs. 2 Satz 
2 GG kein Grundrecht darstellt, so dass er nicht 
von Einzelnen eingeklagt werden kann. Auch gibt 
die Verfassung nicht im Einzelnen vor, welche 
Maßnahmen zu seiner Umsetzung ergriffen 
werden müssen. Aber der Verfassungsauftrag 
ist damit nicht wirkungslos. Er bindet alle staat-
liche Gewalt. Gesetzgeber wie Exekutive sind 
verpflichtet, Maßnahmen zur Förderung tatsäch-
licher Gleichberechtigung zu ergreifen.

5 BVerfGE 6, 55, insb. 82f.

Mehr als ein Verfassungsauftrag: 
mittelbare Benachteiligung

Das Grundrecht der Gewährleistung der Gleich- 
berechtigung verbietet auch mittelbare Benach-
teiligungen. Mit dieser Rechtsfigur werden Rege-
lungen erfasst, die zwar nicht unmittelbar an das 
Geschlecht anknüpfen, sich aber überwiegend 
nachteilig für Frauen auswirken. Der Staat darf 
daher keinesfalls selbst negative Anreize für 
die Erwerbstätigkeit von Frauen setzen. Dazu 
gehört beispielsweise das Ehegattensplitting, das 
feministische Jurist:innen schon seit vielen Jahr-
zehnten für verfassungswidrig halten.
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Kurzer Überblick über 
ökonomische Ungleichheiten und 
ihre Ursachen

Die Erwerbstätigenquote der Frauen im Alter von 
15 bis unter 65 Jahren in Deutschland ist 2023 
auf 78 Prozent gestiegen und nähert sich damit 
der der Männer an (Eurostat 2024a). Dennoch 
nehmen fast fünf Millionen Frauen im erwerbs-
fähigen Alter nicht am Erwerbsleben teil, und die 
Mehrheit der erwerbstätigen Frauen arbeitet in 
Teilzeit. Ein zentraler Grund: Frauen leisten jährlich 
72 Milliarden Stunden in Care- und Familienauf-
gaben – mehr als alle Arbeitsstunden der Erwerbs-
tätigen in Deutschland zusammen (Samtleben/
Juncke 2024). Diese Ungleichheit zeigt sich auch 
im dritthöchsten Gender (Work) Time Gap in der 
EU (Eurostat 2024b) sowie im Gender Lifetime 
Earning Gap von fast 50 Prozent (Knauthe/Deindle 
2019, Barišić/Consiglio 2020) und einem Gender 
Pension Gap von 27 Prozent (Destatis 2024). 
Jedoch streben immer mehr Frauen nach

mehr Berufstätigkeit und erwarten, dass Familien-
gründung und berufliche Entwicklung vereinbar 
sind. Viele Väter unterstützen diese partnerschaft-
liche Lebensweise. Dennoch führen geschlechts-
spezifische Normen und Rahmenbedingungen oft 
zu traditionellen Rollenverteilungen nach der Ge- 
burt des ersten Kindes. Dies hat lanfristige Aus-
wirkungen: 89 Prozent der Väter und 66 Prozent 
der Mütter halten nach der Geburt weiterer Kinder 
an den ursprünglichen Entscheidungen fest (IfD 
2022).

Die ökonomischen Ungleichheiten auf der indivi-
duellen Ebene haben gravierende Folgen für das 
maßgeblich durch den Arbeitsmarkt beeinflusste 
Wirtschaftswachstum und die Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen.

Volkswirtschaftliche und  
gesellschaftliche Dimensionen 
ökonomischer (Un)Gleichheit 
zwischen Frauen und Männern

Die ökonomische Ungleichheit von Frauen und Männern schwächt 
die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft und die öf- 
fentlichen Finanzen Deutschlands, insbesondere in den Bereichen 
Renten und Krankenversicherung. Eine größere ökonomische 
Gleichstellung könnte ungenutzte Potenziale für das Potenzial-
wachstum freisetzen und zu einer gerechteren und resilienteren 
Gesellschaft beitragen.

Dr. Dagmar Weßler-Poßberg, Dr. Oliver Ehrentraut
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Potenzialwachstum: Arbeitsmarkt 
und Wettbewerbsfähigkeit

Volkswirtschaftliche Kennzahlen belegen die Stag-
nation der deutschen Wirtschaft: Das reale Brutto-
inlandsprodukt (BIP) ist in den vergangenen fünf 
Jahren lediglich um 0,1 Prozent p. a. gestiegen. Das 
Produktionspotenzial Deutschlands liegt mehr als 
5 Prozent unter dem Niveau, das im Jahr 2019 für 
das Jahr 2024 prognostiziert wurde (SVR: Jahres-
gutachten 2024/25). Die Wachstumsaussichten 
der deutschen Volkswirtschaft werden durch 
die zunehmende Knappheit von Arbeitskräften 
gedämpft (SVR 2024). Zwar ist der Wachstums-
beitrag des Arbeitsvolumens aktuell noch positiv, 
aber im Vergleich der vergangenen 20 Jahren 
bereits sehr gering. Und es kommt noch schlimmer: 
Bei absehbarerer Bevölkerungsentwicklung wird 
der zu erwartende Beitrag des Arbeitsvolumens 
zum Potenzialwachstum ab 2025 sogar negativ 
(Schmidt 2024). 

Mittel- und Langfristprojektionen des Fachkräfte- 
monitorings zeigen, dass sich in vielen Branchen, 
Berufen und Regionen die jetzt schon vorherr-
schenden Knappheiten am Arbeitsmarkt weiter 
verschärfen werden. Dabei spielt das nur unzu-
reichend gehobene Erwerbspotenzial von Frauen 
eine maßgebliche Rolle: Der Anteil am Arbeits-
angebot und die tatsächlich geleistete Arbeitszeit 
von Frauen sind im Vergleich zu Männern relativ 
gering. 

Durch die geringere Frauenerwerbstätigkeit gehen 
wertvolle Potenziale für Transformation und Wett-
bewerbsfähigkeit verloren. Potenzielles Wachstum 
bleibt ungenutzt. Deutschland verliert internatio-
nal weiter an Bedeutung, wenn es das Erwerbs-
personenpotenzial nicht besser ausschöpft. Das 
gilt gleichermaßen für einzelne Unternehmen: 
Studien zeigen, dass Unternehmen mit einer viel-
fältigen Unternehmensführung erfolgreicher und 
innovativer sind und ein Monitoring der Gender 
Diversity mit Gewinnsteigerungen im Bereich von 
10 bis 15 Prozent einhergeht (ILO 2019).

Eine besondere Rolle in der notwendigen Trans-
formation kommt dem MINT-Sektor zu. Er 
ist entscheidend für die Innovationskraft der 
deutschen Wirtschaft. Auch hier bremsen jedoch 
Fachkräfteengpässe die Entwicklung (Anger et 
al. 2024). Studienergebnisse belegen, dass eine 
Reduzierung der Geschlechterungleichheit in der 
MINT-Ausbildung, der Arbeitsmarktbeteiligung 
und bei Gehältern bis zum Jahr 2050 bis zu 10,5 
Millionen Arbeitsplätze in der EU schaffen könnte. 
Gleichzeitig würde das BIP pro Kopf in der EU um 
bis zu 10 Prozent höher ausfallen (EIGE 2017).

Tragfähigkeit öffentlicher 
Finanzen

Das niedrige Wirtschaftswachstum in Kombination 
mit der demografischen Entwicklung gefährdet die 
auch langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen. Insbesondere die umlagefinanzierten 
Sozialversicherungssysteme werden bei rück-
läufigen Einnahmen mit immer höheren Ausgaben 
konfrontiert. Hier würde sich eine Ausweitung der 
Frauenerwerbstätigkeit in mehrfacher Hinsicht 
lohnen: Frauen zahlen beispielsweise mehr Renten-
beiträge, stärken damit das System und erwerben 
zudem individuell höhere Rentenansprüche. Der 
Staatshaushalt wird entlastet, da der Bund weniger 
Zuschüsse ins Rentensystem leisten muss und 
er profitiert von zusätzlichen Steuereinnahmen. 
Ähnliches gilt für die anderen Zweige der Sozial-
versicherung. Die verbesserte Einnahmesituation 
erlaubt im Umlageverfahren eine gedämpfte 
Beitragssatzentwicklung, was wiederum positive 
wirtschaftliche Impulse schaffen kann.

Konkret und in Zahlen verursacht Geschlechter-
ungleichheit enorme Kosten. Beispiel gesetzliche 
Rentenversicherung: 2024 müssen mit rund 110 
Milliarden Euro aus dem Bundeshaushalt rund 22 
Prozent der Ausgaben der gesetzlichen Rentenver-
sicherung kompensiert werden (DRV 2024). Und 
der erforderliche Zuschuss aus dem Bundeshaus-
halt wird in den nächsten Jahren weiter steigen. 
Je dynamischer sich aber die Arbeitsmarkt-
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partizipation der Frauen entwickelt, umso größer 
ist die Wirkung auf die Stabilisierung der Renten-
finanzen (Prognos 2021). Ähnliche Effekte sind seit 
2005 durch die positive Arbeitsmarktentwicklung, 
einen Anstieg der Erwerbsbeteiligung von Frauen 
und Älteren sowie die zuletzt hohe Netto-
zuwanderung entstanden und haben – anders 
als seinerzeit erwartet – zu einem Rückgang des 
Beitragssatzes auf 18,6 Prozent bei gleichzeitig 
langsamer absinkendem Rentenniveau geführt 
(Tragfähigkeitsbericht 2024).

Beispiel gesetzliche Kranken und soziale Pflege-
versicherung: Die Ausgaben der GKV und SPV 
werden in den kommenden Jahrzehnten immer 
weiter steigen. Hintergrund sind im Wesentlichen 
die Alterung der Bevölkerung, der medizinisch-
technische Fortschritt, höhere Kosten für 
medizinische Versorgung und eine höhere Inan-
spruchnahme von Pflegeleistungen. Auch hier 
würden eine steigende Erwerbsbeteiligung und 
eine Ausweitung der Arbeitszeiten von Frauen 
sowie ein Abbau von geschlechtsspezifischen 
Gehaltsunterschieden zu Mehreinnahmen in den 
Systemen führen. Die Beitragssatzentwicklung 
könnte sowohl in der SPV als auch in der GKV 
erheblich gedämpft werden.

Die erwerbszentrierten Sozialsysteme profitieren 
damit insgesamt und grundsätzlich von einem 
Abbau der Geschlechterungleichheit (sofern dieser 
durch eine Angleichung von Frauen an Männer 
erfolgt). Die Ausgaben für Gesundheit, Pflege, 
Arbeitslosigkeit und Alterssicherung würden 
gemessen am BIP sinken, der Staat gewänne zudem 
durch steigende Steuereinnahmen wichtige Spiel-
räume für notwendige Investitionen in der Trans-
formation.

Chancenverwirklichung, Fertilität 
und Wohlergehen

Letztlich zeigt sich eine enge Wechselwirkung 
von Arbeitsmarktchancen und Einkommen mit 
Zufriedenheit, Wohlbefinden und sozialer 
Teilhabe. 

Unter anderem, weil heutige junge Männer und 
Frauen ökonomische Sicherheit im Erwerbs-
leben etablieren möchten (Bujard 2023) werden 
Kinderwünsche aufgeschoben oder nicht verfolgt 
(Familienreport 2024). Während vor 2016 
verbesserte Rahmenbedingungen für Familien 
mit Kindern einen Anstieg der Geburtenrate 
anschoben, sinkt sie seit 2017 wieder (Statistisches 
Bundesamt 2024) und liegt mit 1,4 Kindern je 
Frau deutlich unter Bestanderhaltungsniveau von 
2,1. Das verschärft die Probleme einer alternden 
Gesellschaft und hat langfristige Folgen für das 
Potenzialwachstum der Zukunft.  

Die Erwerbstätigkeit von Frauen und Müttern ist 
nicht zuletzt von entscheidender Bedeutung, um 
das wirtschaftliche Wohlergehen der Familie zu 
sichern und Armutsrisiken zu verringern (OECD 
2016). Dabei zeigen Studien auch, dass Frauen mit 
höherem Einkommen und Bildung seltener Opfer 
von Missbrauch und Gewalt werden, was darauf 
hindeutet, dass ökonomische Eigenständigkeit 
eine wichtige präventive Rolle in der Vermeidung 
von häuslicher Gewalt und finanzieller Abhängig-
keit spielt (vgl. Adams-Prassl et al., 2023). Eine 
gerechtere Aufteilung der Chancen und Pflichten 
des Arbeits- und Privatlebens zwischen den 
Partnern, die Männern und Frauen Eigenständig-
keit ermöglicht, ist hingegen gut für das Wohl-
ergehen der Familien und der einzelnen Familien-
mitglieder (OECD 2016).

Die dargestellten Dimensionen der ökonomischen 
(Un)gleichheit machen deutlich, dass sich Deutsch-
land die bestehenden Gender Gaps (Lohnlücke, 
Lebenseinkommenslücke, Vermögens- und 
Rentenlücke) gesellschaftlich und gesamtwirt-
schaftlich nicht leisten kann.  
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Chancenverwirklichung, Fertilität 
und Wohlergehen

Letztlich zeigt sich eine enge Wechselwirkung 
von Arbeitsmarktchancen und Einkommen mit 
Zufriedenheit, Wohlbefinden und sozialer 
Teilhabe. 

Unter anderem, weil heutige junge Männer und 
Frauen ökonomische Sicherheit im Erwerbs-
leben etablieren möchten (Bujard 2023) werden 
Kinderwünsche aufgeschoben oder nicht verfolgt 
(Familienreport 2024). Während vor 2016 
verbesserte Rahmenbedingungen für Familien 
mit Kindern einen Anstieg der Geburtenrate 
anschoben, sinkt sie seit 2017 wieder (Statistisches 
Bundesamt 2024) und liegt mit 1,4 Kindern je 
Frau deutlich unter Bestanderhaltungsniveau von 
2,1. Das verschärft die Probleme einer alternden 
Gesellschaft und hat langfristige Folgen für das 
Potenzialwachstum der Zukunft.  

Die Erwerbstätigkeit von Frauen und Müttern ist 
nicht zuletzt von entscheidender Bedeutung, um 
das wirtschaftliche Wohlergehen der Familie zu 
sichern und Armutsrisiken zu verringern (OECD 
2016). Dabei zeigen Studien auch, dass Frauen mit 
höherem Einkommen und Bildung seltener Opfer 
von Missbrauch und Gewalt werden, was darauf 
hindeutet, dass ökonomische Eigenständigkeit 
eine wichtige präventive Rolle in der Vermeidung 
von häuslicher Gewalt und finanzieller Abhängig-
keit spielt (vgl. Adams-Prassl et al., 2023). Eine 
gerechtere Aufteilung der Chancen und Pflichten 
des Arbeits- und Privatlebens zwischen den 
Partnern, die Männern und Frauen Eigenständig-
keit ermöglicht, ist hingegen gut für das Wohl-
ergehen der Familien und der einzelnen Familien-
mitglieder (OECD 2016).

Die dargestellten Dimensionen der ökonomischen 
(Un)gleichheit machen deutlich, dass sich Deutsch-
land die bestehenden Gender Gaps (Lohnlücke, 
Lebenseinkommenslücke, Vermögens- und 
Rentenlücke) gesellschaftlich und gesamtwirt-
schaftlich nicht leisten kann.  
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Geburtenentwicklung und 
Frauenerwerbstätigkeit 

Der Zusammenhang zwischen Frauenerwerbs-
tätigkeit und Geburtenentwicklung wird auch 
international oft als schwer vereinbarer Gegen-
satz diskutiert. Allerdings sieht die Realität anders 
aus: Im Vergleich der hochentwickelten Länder 
gibt es seit mehreren Jahrzehnten (etwa seit Ende 
der 1980er Jahre) einen positiven Zusammen-
hang zwischen der Geburtenrate und der Frauen-
erwerbsquote (Ahn & Mira 2002). In den Ländern, 
in denen viele Frauen und insbesondere Mütter 
erwerbstätig sind, bekommen die Menschen durch-
schnittlich auch mehr Kinder. Viele Studien zeigen, 
dass eine gute Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
zentral für Frauenerwerbstätigkeit (Thévenon 
2013) und Geburtenentwicklung (Bujard 2022) 

ist, insbesondere ausreichend Kinderbetreuungs-
angebote, ein familienfreundlicher Arbeitsmarkt 
und eine kulturelle Verankerung von Gleich-
stellung.

Der Anteil erwerbstätiger Frauen in Deutsch-
land ist auch im internationalen Vergleich hoch, 
allerdings sind viele Mütter häufig langfristig in 
Teilzeit beschäftigt, oft mit einem Umfang von etwa 
einer halben Stelle. Die Geburtenrate lag in der 
Bundesrepublik Deutschland seit Mitte der 1970er 
zwischen 1,3 und 1,4 Kindern pro Frau. Dann ist sie 
– vor allem infolge des Paradigmenwechsels der 
Familienpolitik mit Ausbau der Kinderbetreuung 
für unter Dreijährige, der Einführung des  Eltern-

Gute Bedingungen für die Erwerbstätigkeit von Frauen sind we- 
sentlich für die Geburtenentwicklung, insbesondere ausreichend 
Kinderbetreuungsangebote, ein familienfreundlicher Arbeitsmarkt 
und eine kulturelle Verankerung von Gleichstellung.  Wenn junge Er- 
wachsene mit besseren Bedingungen für die Kombination von 
substanzieller Erwerbs- und Care-Arbeit ihre Lebenspläne bezüg- 
lich Kindern und Erwerbsarbeit verwirklichen könnten, wäre die 
Geburtenrate deutlich höher – mit positiven Konsequenzen für 
den langfristigen Wohlstand in Deutschland; dies würde auch die 
langfristige ökonomische Gleichstellung stärken.

Kinderwünsche, Care-Arbeit  
und Erwerbstätigkeit: 
Welche Rahmenbedingungen junge 
Erwachsene und Eltern brauchen

Prof. Dr. Martin Bujard
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geldes und dem Ganztagsschulausbau – in den 
2010er Jahren auf 1,5 bis 1,6 angestiegen. Dieser 
Anstieg entspricht etwa 100 000 Geburten 
pro Jahr mehr. Seitdem liegt die Geburtenrate 
Deutschlands im europäischen Mittelfeld (Eurostat 
2024). Seit 2022 ist sie infolge der multiplen Krisen 
europaweit drastisch eingebrochen, in Deutsch-
land waren es 2023 nur noch 1,35 Kinder pro Frau 
(Bujard & Andersson 2024).

Die Geburtenraten sind europaweit (und auch in 
weiten Teilen Asiens) so niedrig, dass die Eltern-
generation nur um ein Drittel durch die nach-
folgende Generation ersetzt wird, was langfristig 
negative Konsequenzen für die Sozialsysteme und 
die Wirtschaftskraft hat (Bujard 2022). Bleibt es  
so, verschärfen sich Fachkräftemangel und Ren-
tenlücke noch weiter; ein Anstieg der Geburten 
ist für den langfristigen Wohlstand elementar. 
Die Gründe für die niedrigen Geburtenraten sind 
unterschiedlich: Die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf ist ein wichtiger Baustein. Allerdings liegt 
inzwischen auch in den nordischen Ländern, die 
aufgrund der guten Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie lange Zeit europaweit mit die höchsten 
Geburtenraten hatten, die Geburtenrate nur 
noch bei Werten zwischen 1,3 und 1,5, was auf 
die subjektive Unsicherheit und multiple Krisen 
zurückzuführen ist. Entscheidend ist zudem, dass 
es dort mehr Kinderreiche gibt, also Paare, die sich 
für ein drittes Kind entscheiden.

Wie viele Kinder möchten junge 
Menschen haben?

Zentraler Ausgangspunkt für politische Entschei-
dung sollte sein, welche Lebensvorstellungen die 
Menschen haben, hier insbesondere die Vorstel-
lungen hinsichtlich Familie und beruflicher Ziele. 
 Im Folgenden werden dazu aktuelle Einstellungen 
des familiendemografischen Panels FReDA (Bujard 
et al. 2024) skizziert, die jedes Jahr etwa 30 000 
Personen im jungen und mittleren Erwachsenen-
alter (18-50 Jahre) befragt (Schneider et al. 2021). 
Dabei zeigt sich, dass die meisten jungen Menschen 
sowohl eigene Kinder haben möchten, als auch als 

Mütter und Väter in hohem Maße erwerbstätig 
sein wollen. 

Als ideale Kinderzahl sehen junge Erwachsene 
(18-29 Jahre) im Durchschnitt 2,31 Kinder an. Dies 
ist die Antwort auf folgende Frage: „Wie viele Kinder 
würden Sie im Idealfall in Ihrem Leben gerne haben, 
wenn Sie alle Hindernisse beiseitelassen?“ Nur 
sehr wenige halten keine Kinder zu haben für ideal, 
Kinder zu haben wird weit überwiegend positiv 
gesehen. Bei der Frage nach den „realistischen“ 
Kinderwünschen – also unter Berücksichtigung 
der persönlichen beruflichen, gesundheitlichen 
und partnerschaftsbezogenen Konstellation – 
liegt der Durchschnitt bei den jungen Frauen bei 
1,96 und bei den jungen Männern nur geringfügig 
niedriger. Diese Werte sind bisher auch trotz des 
realen Geburtenrückgangs nicht zurückgegangen. 
Etwa 57 Prozent der jungen Frauen (18-29 Jahre) 
wünschen sich zwei Kinder, 7 Prozent ein Kind, 22 
Prozent drei oder mehr und 13 Prozent möchten 
keine eigenen Kinder haben.

Der Kinderwunsch ist also deutlich höher als 
die Geburtenrate, was zeigt, dass viele junge 
Menschen im Laufe des Lebens nicht die Kinder-
zahl realisieren, die sie eigentlich gerne hätten. 
Dafür gibt es unterschiedliche Gründe wie z.B. 
körperliche Voraussetzungen, fehlende Partnerin 
bzw. fehlender Partner, ökonomische Unsicher-
heit oder erschwerte Vereinbarkeit mit beruf-
lichen Realitäten (Balbo et al. 2013). Oft ist es 
eine Kombination mehrerer Gründe, weshalb der 
Kinderwunsch immer weiter aufgeschoben wird 
und es dann manchmal zu spät für die Eltern-
schaft ist (Kreyenfeld & Konietzka 2017). Wenn 
junge Paare in ihrem Umfeld sehen, dass Kinder-
betreuung verlässlich funktioniert und auch Mütter 
nach der Elternzeit wieder beruflich Fuß fassen, 
entscheiden sie sich eher für die Umsetzung ihrer 
Kinderwünsche. 

Für die Entscheidung für ein zweites oder drittes 
Kind ist es auch bedeutsam, wie junge Familien 
ihre Lebenssituation wahrnehmen, insbesondere 
in der „Rushhour des Lebens“. Dies bezeichnet 
die Lebensphase mit Kindern unter sechs Jahren, 
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bei der die Belastung durch die hohen gleich-
zeitigen Anforderungen aus Fürsorge-, Erwerbs- 
und Hausarbeit besonders hoch ist (Panova et al. 
2017). Wenn es Familien in dieser Phase gut geht 
– sie also ökonomische Sicherheit empfinden, gut 
wohnen, verlässliche Kita- und Schulinfrastruktur 
vorfinden, sie sich nicht permanent überlastet 
fühlen und Mütter bzw. Väter dabei gleichzeitig 
ihren Vorstellungen von Erwerbsarbeit und Zeit mit 
Kindern entsprechend leben können – entscheiden 
sie sich auch eher für ein weiteres Kind. Letztlich 
ist ein höherer Anteil von Familien mit drei Kindern 
entscheidend für einen Anstieg der Geburtenraten.

Wie viel möchten junge Mütter 
und Väter arbeiten?

Bei der Frage nach der Arbeitszeit von Müttern 
erfolgt der Diskurs in Deutschland oftmals ideo-
logisch und kontrovers. Einerseits gibt es Stimmen, 
die bei einer Erwerbstätigkeit von Müttern mit 
Kleinkindern eine zu geringe Zeit für die Kinder 
anführen, wobei die Rabenmutterdebatte zuletzt 
nachgelassen hat. Andererseits gibt es Stimmen, 
die bei einer Teilzeitbeschäftigung von Müttern 
ihnen Emanzipation und ökonomische Selbständig-
keit absprechen. Letztlich leiden viele Mütter unter 
den widersprüchlichen Anforderungen, die von 
außen – Medien, Verwandte und Freunde – an sie 
herangetragen werden.

Ein entscheidener Punkt wird bei diesem Diskurs 
oft übersehen: Der Fürsorgebedarf von Kindern 
hängt elementar von ihrem Alter ab und damit 
auch die potenzielle Arbeitszeit von Müttern und 
Vätern. Sozialwissenschaftliche Befragungen 
haben vielfach vermeintlich egalitäre Einstellungen 
zutage gefördert, wonach die meisten jungen Väter 
und Mütter sich Erwerbs- und Familienarbeit 
partnerschaftlich aufteilen wollen. Allerdings 
erweisen sich diese Einstellungsfragen als zu grob, 
von sozialer Erwünschtheit verzerrt und als wenig 
geeigneter Indikator für das spätere tatsächliche 
Erwerbsverhalten. In der FReDA-Erhebung wird 

daher nach der idealen Arbeitszeit für Mütter 
und Väter in verschiedenen Szenarien, in denen 
das Alter des jüngsten Kindes zwischen 2, 4, 8, 
12 und 18 variiert, gefragt. Dabei zeigt sich, dass 
junge Erwachsene – auch solche ohne Kinder – ein 
differenziertes Verständnis davon haben, wie die 
Erwerbstätigkeit im Lebensverlauf mit dem Heran-
wachsen der Kinder ansteigen und sich an familiale 
Bedarfe anpassen sollte.

Die ideale Arbeitszeit für Mütter liegt demnach 
durchschnittlich bei 21 Erwerbsarbeitsstunden pro 
Woche, wenn das jüngste Kind zwei Jahre alt ist, 
steigt auf 30 an bei einem achtjährigem Kind und 
erreicht Vollzeit (36 Stunden), wenn das jüngste 
Kind 18 Jahre alt ist (Abb. 1). Die tatsächliche 
Arbeitszeit liegt deutlich unter diesen Idealvor-
stellungen, insbesondere ab dem Alter von 6 Jahren 
geht die Schere auf. Mütter von Schulkindern 
arbeiten durchschnittlich etwa vier bis sechs 
Stunden pro Woche weniger als es als ideal 
eingeschätzt wird. Dies hochgerechnet ergibt ein 
ungenutztes Potenzial von 645 000 Vollzeitäqui-
valenten.
Bei Vätern liegt die von den FReDA-Befragten als 
ideal angesehene Arbeitszeit bei 34 Stunden, wenn 

Abb. 1: Als ideal angesehene und reale Arbeitszeit von Müttern 
nach Alter des jüngsten Kindes

Quelle: Bujard (2024) basierend auf FReDA Welle 1.
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das jüngste Kind zwei Jahre alt ist und steigt dann 
auf 36 (jüngstes Kind vier) an und bleibt konstant 
bei 38 Stunden, wenn das jüngste Kind zwischen 8 
und 18 Jahre alt ist (Abb. 2). Im Gegensatz zu den 
Müttern liegt die tatsächliche Arbeitszeit deutlich 
über der idealen, insbesondere in der Rushhour 
des Lebens und in der Phase, in der parallel die 
Erwerbstätigkeit der Mütter nicht entsprechend 
den Wünschen der jungen Eltern ansteigt. Würden 
Väter in dieser Phase nur soviel Stunden arbeiten, 
wie es den Wünschen von Eltern (wohlgemerkt: 
sowohl den Wünschen von Männern als auch 
denen der Frauen) entspricht, wären es 320 000 
Vollzeitäquivalente weniger für den Arbeitsmarkt. 
Insgesamt wäre es aber ein Gewinn von 325 000 
Vollzeitäquivalenten, wenn man Mütter und Väter 
betrachtet. Zudem würde die Erwerbstätigkeit von 
Müttern erwachsener Kinder auch deutlich 
steigen. Hier ist für Frauen und Männer aber auch 
die Pflege der eigenen Eltern zu beachten.

Wie viel möchten junge Mütter 
und Väter arbeiten?

Wenn junge Erwachsene ihre Lebenspläne bezüg-
lich Kindern und Erwerbsarbeit verwirklichen 
könnten, wäre die Geburtenrate deutlich höher 
(mit positiven Konsequenzen für den langfristigen 
Wohlstand in Deutschland) und der Arbeitsmarkt 
würde auch davon profitieren; insbesondere 
würde das die langfristige ökonomische Gleich-
stellung von Frauen stärken. Damit die heutige 
und kommende Elterngenerationen ihre Wünsche 
realisieren können, ist eine verlässliche Vereinbar-
keit durch gute Kinderbetreuung und Ganztags-
schulen sowie eine lebensphasenorientierte Politik 
wie die Dynamische Familienarbeitszeit (eaf 2022) 
notwendig (zu den Policy-Instrumenten siehe 
Beiträge von Wrohlich und Krebs).

Ohne eine deutliche Änderung bei der Beteiligung 
an Haus- und Fürsorgearbeit durch Väter lassen  
sich weder die Wünsche der jungen Generation 
noch die ökonomische Gleichstellung realisieren. 
Allerdings entspricht eine Reduzierung der 
Erwerbsarbeit um etwa vier bis fünf Stunden auch 
den Wünschen von Männern. Zudem hängen 
die Arbeitszeiten der Väter von denen ihrer 
Partnerinnen ab, hier sind die partnerschaft-
lichen Aushandlungsprozesse entscheidend 
(Hoherz & Bryan 2020). Wichtig ist außerdem, 
dass in bestimmten Lebensphasen Paare die 
Entscheidungen treffen (können), die ihren lang-
fristigen Lebensvorstellungen entsprechen und sie 
damit nicht in die Traditionalisierungsfalle tappen. 
Das Engagement von Vätern ist von Beginn an 
notwendig, gerade im Anschluss an die Elternzeit. 
Umgekehrt ist es für mache Mütter hilfreich, das 
Teilen der Care-Arbeit auch zuzulassen, auch wenn 
Väter manches anders machen und überhöhte 
Ansprüche an die Fürsorgerolle und Erziehung zu 
hinterfragen (Damaske 2013).

Der Arbeitsmarkt sollte deutlich mehr Flexibilität 
zeigen und Karrierewege ohne Überstunden und 
in vollzeitnaher Teilzeit für Väter und Mütter 
ermöglichen. Dies ist eine explizite Anforderung 

Abb. 2: Als ideal angesehene und reale Arbeitszeit von Vätern 
nach Alter des jüngsten Kindes

Quelle: Bujard (2024) basierend auf FReDA Welle 1.
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für Betriebe und Verantwortliche in der Personal-
führung, die Zeitkompetenz benötigen und ein 
Verständnis dafür, dass flexible wöchentliche 
Arbeitszeiten notwendig sind, die sich an Familien-
phasen orientieren und sukzessive mit dem Alter 
der Kinder ansteigen. Vor allem in Mitarbeiter-
gesprächen gilt es, Mütter mit jüngeren Kindern 
frühzeitig in Richtung zunehmende Erwerbs-
stunden zu unterstützen und sie besser als bisher 
zu fördern, was explizit Fortbildung, Projekt- oder 
Personalverantwortung und höhere Bezahlung 
einschließt. Arbeitgeberverbände, Gewerkschaf-
ten und der öffentliche Dienst sind hier gefordert.

Warum ökonomische Gleich-
stellung sich langfristig mit 
anderen Zielen gut ergänzt. 
Ökonomische Gleichstellung muss nicht zwingend 
ein Widerspruch zu anderen gesellschaftlichen Zie- 
len sein, im Gegenteil: Es existiert eine komple-
mentäre Zielstruktur. Verbesserungen der Verein-
barkeit von Beruf und Familie, die lebensphasen- 
orientiert ist und den Wünschen der jungen Er- 
wachsenen entspricht, kann mehrere Ziele gleich-
zeitig unterstützen: 

• einen Anstieg der (vollzeitnahen) Mütter-
erwerbstätigkeit, damit verbunden eine 
Reduzierung des Gender Pay Gaps und eine 
verbesserte ökonomische Gleichstellung von 
Frauen, die so langfristig individuell wirtschaft-
lich eigenständig sein können.

• die Teilhabe von Vätern an der Fürsorgearbeit, 
die zu einer besseren Bindung zu den Kindern 
beiträgt (auch in Fällen späterer Trennungen).

• Kitas und Ganztagsschulen erhöhen Bildungs-
chancen, gerade auch bei Kindern bildungs-
fernen Familien und solchen mit Migrations-
hintergrund (Schober & Spiess 2013).

• Geburtenraten steigen und Menschen können 
ihre persönlichen Kinderwünsche besser 
realisieren.

• dem Arbeitsmarkt steht so im Saldo mehr 
Arbeitszeit durch Fachkräfte zur Verfügung.

• die Partnerschaftsstabilität und das kindliche 
und elterliche Wohlbefinden profitieren davon.

Die längere Lebenserwartung und die längere 
Erwerbsphase sind wichtige Kontextfaktoren, um 
Familie und Beruf im Lebenslauf besser zu verein-
baren und lebensphasenadäquate Kombinationen 
von Beruf und Familie zu realisieren. Ein solches 
Gesellschaftsmodell, das die Rushhour des Le- 
bens entzerrt und erfolgreiche berufliche Wege 
für engagierte Väter und Mütter offen hält, 
wäre ein großer gesellschaftlicher Fortschritt. 
Deutschland kann beim Thema Zeitpolitik auch 
aus internationaler Sicht ein Vorreiter sein und 
eine attraktive Zukunftsvision für Familien und 
die Gleichstellung von Frauen entwickeln. Hier 
lässt sich eine „große Erzählung“ entwickeln, die 
attraktiv ist, eine Anziehungskraft entwickelt 
und die man benötigt, um die dicken Bretter für 
die notwendigen Veränderungen auch erfolgreich 
bohren zu können.
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• die Partnerschaftsstabilität und das kindliche 
und elterliche Wohlbefinden profitieren davon.

Die längere Lebenserwartung und die längere 
Erwerbsphase sind wichtige Kontextfaktoren, um 
Familie und Beruf im Lebenslauf besser zu verein-
baren und lebensphasenadäquate Kombinationen 
von Beruf und Familie zu realisieren. Ein solches 
Gesellschaftsmodell, das die Rushhour des Le- 
bens entzerrt und erfolgreiche berufliche Wege 
für engagierte Väter und Mütter offen hält, 
wäre ein großer gesellschaftlicher Fortschritt. 
Deutschland kann beim Thema Zeitpolitik auch 
aus internationaler Sicht ein Vorreiter sein und 
eine attraktive Zukunftsvision für Familien und 
die Gleichstellung von Frauen entwickeln. Hier 
lässt sich eine „große Erzählung“ entwickeln, die 
attraktiv ist, eine Anziehungskraft entwickelt 
und die man benötigt, um die dicken Bretter für 
die notwendigen Veränderungen auch erfolgreich 
bohren zu können.
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Nachhaltige ökonomische Eigenständigkeit (NÖE) 
ist zugleich Analysekonzept und politisches Ziel. 
Als Analysekonzept bietet NÖE entlang der drei 
Teildimensionen (1) aktuelle, (2) hypothetische und 
(3) zukünftige Eigenständigkeit einen Referenz-
rahmen zur Beurteilung existierender und geplan-
ter Politikmaßnahmen und erlaubt internationale 
Vergleiche sowie Vergleiche im Zeitverlauf. Als 
politisches Ziel spricht NÖE insbesondere die 
Gleichstellungspolitik, aber auch Familien-, Sozial- 
und Arbeitsmarktpolitik an. 

Zur Erinnerung: Gemäß unserer Definition in 
Becker et al. (2023) ist eine Person ökonomisch 
umso eigenständiger, je besser sie ihren Lebens-
unterhalt unabhängig von privater und staat-
licher finanzieller Unterstützung bestreiten 
kann. Die ökonomische Eigenständigkeit einer 
Person ist zudem nachhaltig, wenn sie nicht nur 
aktuell besteht, sondern auch unter veränderten 
Lebensumständen, wie beispielsweise Krankheit, 
Trennung, Tod des Partners oder Eintritt in den 
Ruhestand, hypothetisch und zukünftig bestehen 
bleibt. Nachhaltige ökonomische Eigenständigkeit 
bedeutet also, ausreichend gegen Veränderungen 
in diesen Lebensumständen abgesichert zu 
sein. Nachhaltigkeit erfordert außerdem, dass 
die aktuelle Eigenständigkeit nicht zulasten der 
zukünftigen Eigenständigkeit geht, bspw. durch 
kurzsichtige Optimierung der Erwerbsform, 
Arbeitszeit oder Steuerklasse. 
Das Ziel der NÖE nimmt das Individuum in den 
Blick, während sich das Ziel ökonomische Gleich-

stellung (zwischen den Geschlechtern) auf das 
Verhältnis zwischen Individuen bezieht (hier: 
Frauen und Männer). Beide Ziele sind stark 
miteinander verflochten: Während eine stärkere 
Gleichstellung Frauen i.d.R. eigenständiger macht, 
lässt sich die Ungleichheit zwischen den Ge- 
schlechtern unter anderem über den unter-
schiedlichen Grad ökonomischer Eigenständig-
keit messen. Sie bedingen sich aber nicht in 
gleicher Weise: So können Frauen und Männer 
zwar jeweils ökonomisch eigenständig, dabei aber 
nicht unbedingt gleichgestellt sein, wenn sie bspw. 
ungleiche Erwerbsbedingungen haben. Umgekehrt 
kann zwar eine monetäre Gleichstellung vorliegen, 
wenn zu einem bestimmten Zeitpunkt alle über 
die gleichen Mittel verfügen, auch ohne sie selbst 
erwirtschaftet zu haben oder langfristig erwirt-
schaften zu können, also nachhaltig ökonomisch 
eigenständig sind. So lange sich Handlungsspiel-
räume und Entscheidungsmacht zwischen den 
Geschlechtern unterscheiden, stellt dies aber keine 
echte ökonomische Gleichstellung dar. Notwendige 
Voraussetzung für ökonomische Gleichstellung ist 
somit die NÖE, die unabhängig von den aktuellen 
Lebensumständen, d.h. dem Familienstand, der 
Haushaltskonstellation oder der Lebensphase, 
besteht. 

Staatliche Rahmenbedingungen beeinflussen 
ökonomische Gleichstellung sowohl direkt 
(durch Gesetze wie das AGG, Gleichstellungs-
maßnahmen, Quoten etc.) als auch indirekt, 
nämlich über die Herstellung von NÖE.  

Nachhaltige ökonomische Eigenständigkeit ist eine Grundvoraus-
setzung – also notwendige, aber nicht hinreichende Bedingung – 
für ökonomische Gleichstellung zwischen den Geschlechtern.

„Nachhaltige Ökonomische  
Eigenständigkeit“ als  
notwendige Bedingung

Prof. Dr. Miriam Beblo
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NÖE-förderliche Rahmenbedingungen sind solche, 
die die Erwerbstätigkeit (insbes. von Frauen) 
erleichtern bzw. nicht behindern. Wie in der 
Gesamtevaluation der ehe- und familienpolitischen 
Leistungen und zahlreichen Studien nachgewiesen, 
reichen sie vom Ausbau des Kinderbetreuungs-
angebots zur besseren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf bis hin zur Abschaffung von Fehlanreizen 
im Steuer- und Abgabensystem (Ehegattensplitting, 
beitragsfreie Mitversicherung). In Beblo und Boll 
(2014) unterscheiden wir eine familienpolitische 
Strategie, die im Vorhinein (ex ante) auf ausge-
glichenere Erwerbs- und Einkommensmöglich-
keiten von Frauen und Männern hinwirkt, von 
einer Strategie der (ex post) Kompensation ge- 
ringeren Einkommens nach einseitiger Übernah-
me von Sorgearbeit. In diesem Sinne besteht 
ein Gleichklang zwischen ex-ante-orientierter 
Familienpolitik und Gleichstellungspolitik zur Er- 
reichung des (Zwischen-)Ziels NÖE – mit der Vi- 
sion der ökonomischen Gleichstellung zwischen 
den Geschlechtern.

Beblo, M, Boll, C (2014): Ökonomische Analysen des Paar-

verhaltens aus der Lebensverlaufsperspektive und politi-

sche Implikationen, DIW-Vierteljahrshefte zur Wirtschafts-

forschung 1/2014, 121-144.

Becker, D, Jäger, J, Schäfer, M, Beblo, M (2024): Nachhal-

tige ökonomische Eigenständigkeit: Begriffsbestimmung, 

Konzipierung und Einflussfaktoren, Projektbericht für das 

Bundesministerium für Familie, Senioren Frauen und Ju-

gend.
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1.) Hintergrund und 
Fragestellung

Das Forschungsprojekt „Wirtschaftliche Eigen-
ständigkeit im Laufe des Lebens“ ging in einem 
qualitativen und partizipativen Forschungsansatz 
der subjektiven Dimension der wirtschaftlichen 
Eigenständigkeit nach. Basierend auf der von 
Becker et al. 2024 erarbeiteten Definition von 
ökonomischer Eigenständigkeit war es Ziel in  
einem qualitativen Forschungsansatz zu über-
prüfen, was Bürger:innen mit wirtschaftlicher 
Eigenständigkeit verbinden und besser zu ver-
stehen, wie Menschen Entscheidungen in Bezug 
auf Ihre wirtschaftliche Eigenständigkeit treffen. 
Auf dieser Grundlage haben wir Ansatzpunkte für 
die nachhaltige Stärkung wirtschaftlicher Eigen-
ständigkeit identifiziert. 

In insgesamt fünf Lebenszeit-Laboren im Winter 
2023/2024 haben wir an unterschiedlichen 
geographischen Orten in Deutschland mit knapp 
100 Personen in ganz unterschiedlichen Lebens-
lagen und Lebensphasen über ihre persönlichen 
Erfahrungen, Herausforderungen und Wünsche 
in Bezug auf wirtschaftliche Eigenständigkeit 
gesprochen. Die Ergebnisse aus den Lebenszeit-

Laboren wurden anschließend mit Stakeholdern 
aus Wirtschafts- und Sozialverbänden, Gewerk-
schaften und Interessenverbänden in einer  
Gestalter:innen-Werkstatt diskutiert und ge- 
meinsam Ideen erarbeitet, wie mehr Menschen 
unterstützt werden können, wirtschaftliche Eigen-
ständigkeit zu erreichen. Die Ergebnisse sind aus-
führlich unter www.wirtschaftlich-eigenständig.de 
dokumentiert. 

2.) Eine Chance auf 
„Freiheit, Zufriedenheit und 
Selbstbestimmung“
Zu Beginn der Lebenszeit-Labore wurden alle Teil-
nehmenden gefragt, was wirtschaftliche Eigen-
ständigkeit für Sie ganz persönlich bedeutet. Dabei 
waren sich die Teilnehmenden in einem besonders 
einig: Wirtschaftliche Eigenständigkeit bedeutet 
Menschen viel. Sie steht für Freiheit Zufrieden-
heit und Selbstbestimmung. Gleichzeitig wurde 
aber auch deutlich: Sie ist nicht immer leicht zu 
erreichen.

Wirtschaftliche Eigenständigkeit: 
Ein Ziel mit großer Bedeutung für 
Bürger:innen

Wirtschaftliche Eigenständigkeit bedeutet Frauen und Männern 
viel.  Sie steht für Freiheit, Zufriedenheit und Selbstbestimmung. 
Zur Stärkung wirtschaftlicher Eigenständigkeit ist es wichtig, 
Frauen und Männern mehr Wissen über individuelle Gestaltungs-
möglichkeiten zu vermitteln – und unterstützende Rahmenbedin-
gungen durch Politik und Arbeitgeber:innen zu schaffen. 

Simone Kaiser und Jessica Wulf

http://www.wirtschaftlich-eigenständig.de
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3.) Herausforderungen aus 
Sicht der Teilnehmer:innen der 
Lebenszeit-Labore
Die Teilnehmenden der Lebenszeit-Labore 
schrieben wirtschaftlicher Eigenständigkeit eine 
wichtige Bedeutung zu, deren Erreichen jedoch 
für viele mit Herausforderungen verbunden ist. 
Im Folgenden werden die drei Hauptheraus-
forderungen zusammenfassend beschrieben und 
mit Zitaten von Teilnehmenden aus den Lebens-
zeit-Laboren veranschaulicht.  

A: Über wirtschaftliche Eigenständigkeit spricht man 
nicht – auch weil Wissen fehlt.
Eine der Hauptherausforderungen, zeigt sich auf 
der individuellen und partnerschaftlichen Ebene: 
Die eigene wirtschaftliche Eigenständigkeit ist in 
Partnerschaften selten eine Dimension über die 
sich die Partner:innen austauschen. Romantische 
Vorstellungen dominieren und unterstützen eine 
traditionelle Arbeitsteilung. Bei wichtigen Lebens-
entscheidungen fehlt es oft nicht nur an Bewusst-
sein für sondern auch an Wissen über die Wirkung 
der Entscheidungen auf die eigene wirtschaftliche 
Eigenständigkeit. 

B: Frauen übernehmen Last der Vereinbarkeit – 
Argument: Männer werden abgestraft
Arbeitgebende wurden von den Teilnehmenden 
als wichtige Ermöglicher und Verhinderer in der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf und damit 
auch für die wirtschaftliche Eigenständigkeit wahr-
genommen. Viele Teilnehmende artikulierten die 
Beobachtung und Sorge, dass Männer, die Care-
Arbeit und eine aktive Vaterrolle übernehmen, am 
Arbeitsplatz stärker „abgestraft“ würden als 
Frauen. Andere Teilnehmende formulierten als 
Reaktion darauf jedoch auch, dass wirtschaftlich 
weniger eigenständig zu sein, für Frauen so normal 
sei, dass dies nicht als Bestrafung wahrgenommen 
werde. 

An vielen Stellen fehle es immer noch an aktiver 
Unterstützung der Arbeitgebenden, um passende 
Lösungen für Eltern zu finden. Demensprechend 
schilderten viele der Teilnehmenden die Verein-
barkeit von Familie und Beruf als eher belastend 
und schwierig. Häufig fehlt es an Flexibilität bei der 
Arbeitszeit und dem Arbeitsort, was die Vereinbar-
keit erschwert. 

„Wirtschaftliche Eigenständigkeit 
ist in der Beziehung eher kein Thema 

– mal gibt der eine mehr, mal der 
andere!“ (Teilnehmerin, Ende 50)

„Wenn ich abends die liegen-
gebliebenen Aufgaben machen 
dürfte, dann könnte ich mehr 

Stunden arbeiten – das erlaubt 
mein Arbeitgeber aber nicht.“ 

(Teilnehmerin, Mitte 40)
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C: Bestehenden Rahmenbedingungen unterstützen 
traditionelle Strukturen
Die Teilnehmenden beschrieben die Kinder-
betreuungsinfrastruktur als meist zu knapp, zu 
unzuverlässig und oft auch als zu teuer – das gilt 
insbesondere für die Erfahrungen der 
Teilnehmenden in Westdeutschland. Auch die 
Betreuung von Kindern im Schulalter wurde als 
unzureichend und im Konflikt mit Erwerbsarbeit 
benannt. 

Darüber hinaus wurde die Intransparenz über 
staatliche Unterstützungsmöglichkeiten als 
Hindernis erlebt – wenn Anträge gestellt werden 
können, sind diese meist schwierig auffindbar und 
kompliziert. Diese Perspektive kam ganz besonders 
von Alleinerziehenden, die Ansprüche auf 
unterschiedliche Unterstützungsleistungen haben, 
jedoch besonders wenig Zeit haben, sich mit diesen 
Anträgen auseinander zu setzen.

Gesetze, die eine traditionelle Rollenaufteilung 
finanziell begünstigen und bis heute gelten, wurden 
von den Teilnehmenden ebenfalls als sehr 
hinderlich empfunden, weil sie die falschen Anreize 
setzen. Als Beispiel wurde wiederholt das 
Ehegattensplitting genannt.

4.) Fazit und Empfehlungen

Wirtschaftliche Eigenständigkeit bedeutet Bür-
ger:innen viel. Sie steht für Freiheit, Zufriedenheit 
und Selbstbestimmung. Zur Stärkung wirtschaft-
licher Eigenständigkeit ist es wichtig, Frauen und 
Männern mehr, alltagsnah und chancenorientiert 
individuelle Gestaltungsmöglichkeiten wirtschaft-
licher Eigenständigkeit zu vermitteln – jenseits 
traditioneller Rollenbilder. Darüber hinaus gilt es 
durch Politik und Unternehmen unterstützende 
Rahmenbedingungen zu schaffen für mehr Care-
Arbeit von Männern – nach unseren Ergebnissen 
eine der wichtigen Voraussetzung für die weitere 
Steigerung der Erwerbsbeteiligung von Frauen.

1. Mehr Wissensvermittlung zu wirtschaftlicher 
Eigenständigkeit: Es braucht mehr alltagsnahes 
Wissen über die finanziellen Auswirkungen von 
Lebensentscheidungen sowie individuelle Gestal-
tungsmöglichkeiten jenseits traditioneller Rollen-
bilder. Die Vermittlung sollte an Orten stattfinden, 
die Menschen ohnehin frequentieren. Die „Lebens-
karte Eigenständigkeit“ bündelt bereits zentrale 
Informationen und kann noch erweitert werden.

2. Chancenorientierte Kommunikation zur wirt-
schaftlichen Eigenständigkeit: Zur Stärkung 
wirtschaftlicher Eigenständigkeit bedarf es Kom-
munikationsstrategien, die neben den Frauen 
auch Paare adressieren. Positive Auswirkungen 
der wirtschaftlichen Eigenständigkeit für die 
Paarbeziehung sollten dabei deutlich werden, 
wie beispielsweise mehr Partnerschaftlichkeit, 
wirtschaftliche Handlungsfähigkeit und Resilienz.

„Man hat permanent Ausnahmen – 
entweder ist das Kind krank oder 
die Kita mal wieder geschlossen.“ 

(Teilnehmerin, Mitte 30)

„Als Alleinerziehende habe ich zwar 
Anspruch auf Unterstützungs-

leistungen. Herauszufinden welche 
das sind und wie ich die beantrage, 
ist kompliziert und kostet sehr viel 

Zeit – die ich nicht habe.“
(Teilnehmerin, Ende 30)

„Die finanziellen Vorteile sollten 
doch nicht daran geknüpft sein, ob 
man verheiratet ist, sondern ob man 

Kinder hat!“
(Teilnehmerin, Ende 20)
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3. Wirtschaftliche Eigenständigkeit braucht mehr 
Care-Arbeit durch Männer: Mehr wirtschaftli-
che Eigenständigkeit von Frauen braucht eine 
gleichberechtigte Verteilung von Erwerbs- und 
Care-Arbeit. Dies braucht auch politische Anreiz-
strukturen, die eine gleichberechtigte Aufgaben-
teilung fördern.

4. Kinderbetreuung weiter verbessern: Die Kin-
derbetreuungsinfrastruktur von Kitas bis in den 
Schulhort muss weiter verbessert werden: Es 
braucht mehr (quantitativ) sowie bessere und 
verlässlichere (qualitativ) sowie flächendeckend 
gut leistbare Angebote.

5. Bewusstsein für Care-Arbeit als Normalzu-
stand schärfen: Viele Arbeitnehmende haben 
Fürsorgeverantwortung – für ihre Kinder und 
immer mehr auch für ihre Eltern. Vor diesem 
Hintergrund gilt es, Fürsorgeverantwortung als 
Normalität von Beschäftigten und Führungs-
kräften anzuerkennen. Für Arbeitgebende gilt es, 
diesen Kulturwandel weiter zu unterstützen.
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Im Rahmen einer bevölkerungsrepräsentativen 
Befragung befragte das Sinus-Institut im Oktober und 
November 2024 Menschen im Alter zwischen 16 und 
74 Jahren (n=4.000) zu Wahrnehmung und Bedarfen 
im Kontext wirtschaftlicher Eigenständigkeit. Diese 
Zusammenfassung basiert auf ausgewählten ersten 
Erkenntnissen.

Das Ziel der wirtschaftlichen Eigenständigkeit für 
Männer und Frauen wird gesellschaftlich breit 
getragen, allerdings fühlt sich knapp die Hälfte der 
Bevölkerung infolge hoher Lebenshaltungskosten 
nicht eigenständig.

92 % der Bevölkerung geben an, dass es für sie 
wichtig ist, wirtschaftlich eigenständig zu sein 
(55% sehr wichtig, 37% eher wichtig). Dabei gibt 
es kaum Unterschiede nach Alter, Geschlecht 
oder sozioökonomischem Status zwischen den 
Bevölkerungsgruppen. 

Tatsächlich eigenständig fühlen sich in ihrer 
derzeitigen Lebenssituation jedoch nur 46 Pro-
zent der Menschen in Deutschland (Werte 8-10 

auf einer 10er Skala). Etwa jede:r Zweite sagt: 
„Ich würde mir wünschen, wirtschaftlich eigen-
ständiger zu sein, aber es ist nicht möglich.“ Sowohl 
Menschen ohne als auch mit Kindern (ab Grund-
schulalter) begründen dies am häufigsten mit 
hohen Lebenshaltungskosten

Mit dem Lebensalter steigt das Gefühl, ökonomisch 
eigenständig zu sein. Das gilt im Besonderen für 
Menschen ab 50 Jahren bzw. für die Phase, wenn 
die Kinder aus dem Haus sind. Mit steigendem 
Alter der Kinder steigt auch der Wunsch sowie das 
Gefühl, wirtschaftlich eigenständig sein zu wollen 
und zu können. Die meisten Frauen und Männer 
fühlen sich zunehmend in sicheren Fahrwassern. 

Wirtschaftliche Eigenständigkeit ist auch ein 
„Männerthema“

Männer fühlen sich nur geringfügig eigenständiger 
(+6 Prozentpunkte ggü. Frauen) und auch in dieser 
Gruppe gibt fast jeder Zweite an, gern eigen-
ständiger sein zu wollen, ohne dass dies gelänge. 
Insbesondere Männer mit niedrigem Bildungs-

Wirtschaftliche Eigenständigkeit: 
Wunsch und Wirklichkeit

Die wirtschaftliche Eigenständigkeit ist fast allen Frauen und 
Männern in Deutschland wichtig oder sogar sehr wichtig, sie 
gelingt jedoch infolge hoher Lebenshaltungskosten derzeit nur 
knapp der Hälfte. Zur Förderung der Eigenständigkeit bietet es 
sich an, den Fokus auf diejenigen Gruppen zu legen, die derzeit 
schon gern mehr arbeiten möchten, denen aber die Möglichkeit 
dazu fehlt – und in Arbeitswelt und von staatlicher Seite Anreize 
zu schaffen für partnerschaftliche Modelle, die ungleich verteilte 
Erwerbszeiten nicht festschreiben, sondern Anpassungen im 
Lebensverlauf leichter und risikofreier ermöglichen.

Dr. Silke Borgstedt, Franziska Jurczok
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niveau und mit einem unterdurchschnittlichen 
Einkommen zählen zu dieser Gruppe. Neben zu 
hohen Lebenshaltungskosten berichten diese auch 
häufig von gesundheitlichen Einschränkungen. 

Die Wahrnehmung der eigenen wirtschaftlichen 
Eigenständigkeit ist bei Paaren von der Erwerbs-
konstellation bestimmt

In Paarbeziehungen fühlen sich Menschen wirt-
schaftlich sicherer und schätzen ihre Eigenständig-
keit besser ein als Singles. Am besten bewerten 
dabei Paare ihre Situation, wenn beide Vollzeit 
arbeiten. In Zeiten ökonomischer Unsicherheit 
sehen viele Menschen sich in Beziehungen grund-
sätzlich resilienter aufgestellt als allein. Es zeigt 
sich jedoch auch: Im Zuverdiener:innenmodell be- 
werten Frauen zwar die wirtschaftliche Situation 
ihres Haushaltes gut, nicht jedoch ihre individuelle 
wirtschaftliche Eigenständigkeit.  

Die wichtigsten Ansatzpunkte für eine Verbesser-ung 
der wirtschaftlichen Eigenständigkeit finden sich für 
die Befragten in der Arbeitswelt. 

Konkret bräuchte es aus Sicht der meisten 
Befragten mehr Geschlechtergerechtigkeit im 
Beruf und mehr Flexibilität seitens der Arbeit-
geber, z.B. durch flexible Arbeitszeiten und die 
Möglichkeit zur Arbeit im Home-Office: 49% bzw. 
35% der Befragten wählen diese in einer Liste von 
12 Lösungsvorschlägen in die Top 3. Ein weiterer 
Ausbau der Kinderbetreuungsmöglichkeiten 
sowie die Anpassung der staatlichen Rahmen-
bedingungen, welche derzeit noch traditionelle 
Rollenbilder verfestigen, werden ebenfalls von 
etwa 1/3 der Befragten als prioritär empfunden.

Danach gefragt, ob Männer mehr Care-Arbeit 
übernehmen sollten, herrscht in der Bevölkerung 
Uneinigkeit: 57% der Befragten stimmen zu, dass 
diese stärker als bisher familiäre Aufgaben über-
nehmen müssten, unter den Männern selbst  
stimmt jeder Zweite zu, unter den Frauen 64 
Prozent. 

Hier lohnt aber ein tieferer Blick: 69% Prozent der 
Männer mit Kindern im Vorschulalter und 60 % 
der Männer mit pflegebedürftigen Angehörigen im 
Haushalt würden gern der Familie oder Pflege von 
Angehörigen mehr Zeit widmen. 

30 Prozent stufen die finanzielle Förderung von 
Paaren, die beide vollzeitnah arbeiten und Kinder 
betreuen oder Angehörige pflegen, als dringende 
Maßnahme ein. Dahinter versammeln sich v.a. 
Paare, bei denen beide bereits in Vollzeit arbeiten.

Potentiale zur Stärkung der 
wirtschaftlichen Eigenständigkeit 

1. Wunsch nach Eigenständigkeit durch Rahmen-
bedingungen ermöglichen

Für die Förderung der Eigenständigkeit bietet es 
sich an, den Fokus primär auf diejenigen Gruppen 
zu legen, die derzeit schon gern mehr arbeiten 
möchten, denen aber die Möglichkeit dazu fehlt. 
Das sind vor allem Personen mit pflegebedürftigen 
Angehörigen und Alleinerziehende, sowie Paare 
mit etwas größeren Kindern. Diese gilt es zu 
entlasten und gleichzeitig die Erwirtschaftung 
eigenen Einkommens, das Eigenständigkeit ermög-
licht, zu befördern. 

Verbesserte Rahmenbedingungen sollten nicht 
nur auf den Status Quo fokussieren, sondern 
vorausschauend eine nachhaltige wirtschaft-
liche Eigenständigkeit fördern. Günstig wäre eine 
Art Frühwarnsystem für sich in Kürze öffnende 
Eigenständigkeits-Fenster. Dies betrifft Familien, 
in denen die Kinder bereits größer sind oder 
ausziehen. Grundsätzlich ist aber auch eine 
Sensibilisierung jüngerer Menschen sinnvoll, damit 
diese bereits deutlich vor der Familiengründung 
mit dem Thema in Berührung kommen, bevor 
die Handlungs- und Anpassungsmöglichkeiten 
schwinden.
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2. Anreize schaffen für partnerschaftlich gelebte 
Familienmodelle

Sowohl in der Arbeitswelt als auch von staatlicher 
Seite sollten Anreize für partnerschaftlich gelebte 
Modelle ausgebaut werden, die eine individuelle 
wirtschaftliche Eigenständigkeit befördern. Mit 
Blick auf die Arbeitswelt nennen die Befragten 
insbesondere gerechte Entlohnung und flexiblere 
Arbeitsbedingungen bzw. Home-Office. Seitens 
staatlicher Rahmenbedingungen können neben 
dem Ausbau der Kinderbetreuung insbesondere 
steuerbezogene oder monetäre Anpassungen 
helfen, um ungleich verteilte Erwerbszeiten nicht 
festzuschreiben, sondern Anpassungen im Lebens-
verlauf leichter und risikofreier zu ermöglichen. 
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Geschlechtsspezifische Ungleichheiten in der 
Erwerbsarbeit sowie bei der unbezahlten Sorge- 
arbeit sind in den vergangenen Jahren vermehrt 
in den Fokus der Öffentlichkeit gerückt. Gleich-
zeitig gibt es in Deutschland nur geringe mess- 
bare Fortschritte beim Abbau dieser Ungleich-
heiten. Nach wie vor gibt es große geschlechts-
spezifische Unterschiede bei der Erwerbsarbeits-
zeit. So liegt beispielsweise der Teilzeitanteil unter 
den beschäftigten Frauen bei 50 Prozent, während 

1 Vgl. hierzu Zahlen des Statistischen Bundesamtes, verfügbar unter  https://www.destatis.de/DE/Themen/Querschnitt/Gleichstellungsindika-
toren/teilzeitquote-f25.html, abgerufen am 18.10.2024.

2 Nach Angabe des Statistischen Bundesamtes beträgt der Gender Care Gap aktuell 44 Prozent. Das bedeutet, dass Frauen 44 Prozent mehr Zeit 
(das entspricht pro Tag 1 Stunde und 19 Minuten) für unbezahlte Sorgearbeit wie Haushaltsführung, Kinderbetreuung und Pflege von Angehörigen 
verbringen als Männer. Siehe dazu https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2024/02/PD24_073_63991.html, abgerufen am 
18.10.2024.

3 Vgl. hierzu z.B. Ludovica Gambaro et al. (2024): Aufteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit bei Eltern: Wunsch und Wirklichkeit liegen teils weit 
auseinander. DIW Wochenbericht Nr. 29, S.460-466.

er bei Männern nur 13 Prozent beträgt.1  Ebenso ist 
der Gender Care Gap – also der geschlechtsspezi-
fische Unterschied in der Zeit, die für unbezahlte 
Sorgearbeit aufgewendet wird – in Deutschland 
nach wie vor sehr hoch.2  Besonders groß sind 
diese Unterschiede bei Paaren mit Kindern. Die 
Mehrheit dieser Paare lebt in Deutschland nach 
dem sogenannten „Zuverdienermodell“, bei dem 
der Vater Vollzeit und die Mutter in Teilzeit oder 
geringfügig erwerbstätig ist.3 

Ist die Gesellschaft bereit für Reformen? 

Wünsche und Einstellungen 
zur Erwerbs- und Care-Arbeit 
von Frauen und Männern

Erwerbs- und Sorgearbeit ist in Deutschland zwischen Müttern 
und Vätern nach wie vor sehr ungleich aufgeteilt. Repräsentative 
Umfragen zeigen, dass die Einstellungen und Wünsche zur idealen 
Arbeitsteilung egalitärer sind als die gelebte Wirklichkeit. Ein Grund 
für diese Diskrepanz liegt im deutschen Steuer- und Transfer-
system, insbesondere im Zusammenspiel von Ehegattensplitting 
und der steuerlichen Behandlung von Einkünften aus Minijobs. 
Reformen in diesem Bereich könnten dazu beitragen, dass Paare 
ihre Wünsche einer gleichmäßigeren Aufteilung von Erwerbs- und 
Sorgearbeit verwirklichen.

Prof. Dr. Katharina Wrohlich
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Während diese tatsächlich beobachtete Aufteil-
ung der Erwerbs- und Sorgearbeit von großen 
geschlechtsspezifischen Ungleichheiten geprägt 
ist, deuten einige aktuelle Umfragen zu Arbeits-
zeitwünschen darauf hin, dass die ungleiche Auf-
teilung der Erwerbs- und Sorgearbeit von ein- 
em erheblichen Teil der jungen Familien als nicht 
ideal angesehen wird. So nennt zum Beispiel der 
Väterreport 2023 Umfrageergebnisse, nach denen 
etwa die Hälfte der befragten Väter angibt, dass 
idealerweise Väter und Mütter jeweils die Hälfte 
der Kinderbetreuung übernehmen sollen – in nur 
21 Prozent der Familien ist das aber tatsächlich der 
Fall.4

Weitere Ergebnisse repräsentativer Umfragen 
zeigen, dass die Vorstellungen über die ideale 
Aufteilung der Erwerbsarbeit bei Paaren mit 
Kindern unter zwölf Jahren in der Bevölkerung 
deutlich egalitärer sind als die gelebte Wirklichkeit 
der Paare mit Kindern der entsprechenden Alters-
gruppe. Zwar hält eine Mehrheit der Befragten, 
insbesondere in Westdeutschland, das „Zuver-
dienermodell“ für eine wünschenswerte Erwerbs-
konstellation für Paare mit Kindern im Alter 
von zwei Jahren. Für Paare mit älteren Kindern, 
beispielsweise im Grundschulalter, hält jedoch eine 
Mehrheit der Befragten eine gleiche Aufteilung der 
Erwerbs- und Sorgearbeit zwischen Müttern und 
Vätern für wünschenswert.5

Es mag zahlreiche individuelle Gründe geben, 
warum die gelebte Arbeitsteilung von der als 
ideal erachteten Arbeitsteilung abweicht. Arbeits-
bedingungen, die es nicht ermöglichen, die 
gewünschte Arbeitszeit umzusetzen, können 
ebenso eine Rolle spielen, wie strukturelle 
Restriktionen wie zum Beispiel fehlende Kinder-
betreuungsplätze. Zusätzlich jedoch setzt 
das deutsche Steuer- und Transfersystem für 

4 BMFSFJ (2023): Väterreport 2023: Entwicklungen und Daten zur Vielfalt der Väter in Deutschland.

5 Vgl. hierzu Gambaro et al. (2024) a.a.O.

6 Vgl. z.B. Björn Fischer et al. (2020): Reform des Ehegattensplittings: Realsplitting mit niedrigem Übertragungsbetrag ist ein guter Kompromiss. 
DIW Wochenbericht Nr. 41, S. 785.794.

verheiratete Paare Anreize, die vor allem das 
Modell „Vater arbeitet Vollzeit, Mutter arbeitet im 
Minijob“ – zumindest kurzfristig – finanziell sehr 
attraktiv machen. Dies liegt am Zusammenspiel 
von Ehegattensplitting, steuerlicher Behandlung 
der Einkünfte aus Minijobs und beitragsfreier 
Mitversicherung von Ehepartner:innen in der 
gesetzlichen Krankenversicherung. 

Will die Politik geschlechtsspezifische Ungleich-
heiten auf dem Arbeitsmarkt und bei der 
Aufteilung der unbezahlten Sorgearbeit abbauen, 
sollten Reformen in den genannten Bereichen 
des Steuer- und Transfersystems auf den Weg 
gebracht werden. Konkrete Reformvorschläge 
dazu, insbesondere zu einer Reform des Ehegatten-
splittings, liegen seit geraumer Zeit auf dem Tisch.6  
Diese Art von Reformen könnten es vielen Paaren 
mit Kindern ermöglichen, ihre gelebte Aufteilung 
der Erwerbs- und Sorgearbeit stärker mit ihren 
Wünschen und Idealvorstellungen in Einklang zu 
bringen.
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1. Ausgangslage und Fragestellung

Die ökonomische Gleichstellung von Frauen und 
Männern ist erklärtes Ziel der Bundesregierung 
(BMWK, 2024; BMFSFJ, 2024). In dieser Kurz-
studie werden die gesamtwirtschaftlichen und 
fiskalischen Kosten einer Politik abgeschätzt, 
die die notwendigen Rahmenbedingungen für 
ökonomische Gleichstellung nicht gewährleistet 
und damit die geschlechterspezifische ökono-
mische Ungleichheit verstärkt („schlechte“ 
Rahmenbedingungen). Anders gesagt: Was ver-
lieren Wirtschaft und Fiskus durch eine Politik 
des Nicht-Handelns in Bezug auf die ökonomische 

Gleichstellung der Frauen? Dabei liegt der Fokus 
der Analyse auf den gesamtwirtschaftlichen und 
fiskalischen Kosten, die dadurch entstehen, dass 
aufgrund schlechter Rahmenbedingungen die 
Partizipation der Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
eingeschränkt ist.   

Konkret werden in der vorliegenden Kurzstudie 
erstmals die Auswirkungen eines Ausbaus der 
Infrastruktur zur Ganztagsbetreuung von Kindern 
in Kitas und an allgemeinbildenden Schulen 
zusammen mit dem Ausbau der Infrastruktur 
zur Unterstützung der häuslichen Pflege von 
Familienangehörigen untersucht. Ausgehend von 

Kosten ökonomischer  
Ungleichstellung

Die wirtschaftlichen Kosten einer Politik des Nicht-Handelns in 
Bezug auf die ökonomische Gleichstellung der Frauen sind hoch. 
Wenn es bedarfsdeckende Angebote für Kinderbetreuung und 
zur Unterstützung der häuslichen Pflege gäbe, würden bis 2030 
zusätzliche 600.000 Vollzeitäquivalente in der Frauenerwerbs-
tätigkeit entstehen und das Bruttoinlandsprodukt um jährlich 60 
Milliarden Euro (1,5%) steigen. Die Erwerbseinkommenslücke der 
Frauen mit Kindern und pflegebedürftigen Angehörigen würde 
gleichzeitig um rund vier Prozentpunkte sinken und die fiskalischen 
Nettomehreinnahmen bis 2035 auf jährlich rund 14 Milliarden Euro 
ansteigen. Zusätzlich zum Ausbau der Infrastruktur zur Ganztags-
betreuung von Kindern und dem Ausbau der Infrastruktur zur 
häuslichen Pflege braucht es eine Reform des Steuersystems und 
monetärer Leistungen, um substanzielle und lohnende Erwerbs-
tätigkeit mit Partnerschaftlichkeit zu verbinden und damit die 
wirtschaftliche Eigenständigkeit von Frauen und Männern mit 
Care-Verantwortung zielgenau zu stärken.  

Prof. Tom Krebs, Ph.D.



31

Teil 3: Auf dem Weg zur ökonomischen Gleichstellung 
Gesellschaftliche Ausgangsbedingungen und Potenziale von Neujustierungen

der aktuellen Situation, in der Frauen größten-
teils Betreuungsaufgaben übernehmen, wird ein 
Szenario betrachtet, in dem die Betreuungs- und 
Pflegeinfrastruktur bis 2030 massiv ausgeweitet 
wird und Frauen mit Kindern bzw. pflege-
bedürftigen Angehörigen oder nahestehenden 
Personen deshalb ihre Erwerbstätigkeit ausweiten.1 
Die Analyse konzentriert sich auf die langfristigen 
Effekte der verbesserten Rahmenbedingungen 
auf die gesamtwirtschaftliche Produktion (Wirt-
schaft), die fiskalischen Nettomehreinnahmen 
(öffentliche Finanzen) und die Einkommenslücke 
zwischen Männern mit Kindern bzw. pflege-
bedürftigen Angehörigen und Frauen mit Kindern 
bzw. pflegebedürftigen Angehörigen (Ungleich-
heit). Die hier durchgeführten Berechnungen 
verwenden die Ergebnisse von Simulationsana-
lysen, die auf Basis eines mikrofundierten makro-
ökonomischen Modells der deutschen Volkswirt-
schaft durchgeführt wurden (Krebs und Scheffel, 
2017,2019).

2. Ergebnisse

In dem betrachteten Szenario werden die Ganz-
tagsbetreuung an den Kitas und allgemeinbilden-
den Schulen sowie die ambulanten Pflegemöglich-
keiten zur Entlastung der häuslichen Pflege bis 
2030 stark ausgebaut. Es werden eine halbe Million 
zusätzliche Kitaplätze und zwei Millionen zusätz-
liche Ganztagsplätze an den allgemeinbildenden 
Schulen geschaffen. Im Pflegebereich werden 
zusätzliche Möglichkeiten der ambulanten Tages-
pflege für rund zwei Millionen pflegebedürftige 
Personen geschaffen. Dieser Ausbau der Kitas, 
Schulen und ambulanten Pflege deckt in etwa den 
bestehenden Bedarf an zusätzlicher Betreuungs- 
und Pflegeinfrastruktur – siehe Abschnitt 4.

1 Darüber hinaus hat der Ausbau der Ganztagsbetreuung bzw. des Ganztagsunterrichts an den Kitas und Schulen einen positiven Effekt auf den 
Bildungserfolg der betroffenen Kinder, wenn das Betreuungs- bzw. Bildungsangebot eine entsprechend hohe Qualität aufweist. Der gesteigerte 
Bildungserfolg führt langfristig zu einer Verbesserung des Qualifikationsniveaus der Erwerbsbevölkerung und somit zu einer Produktivitätssteige-
rung (Krebs und Scheffel, 2017, 2021). Dieser Bildungseffekt wird in der vorliegenden Studie nicht berücksichtigt.

Die verbesserten Rahmenbedingungen in Betreu-
ung und Pflege führen zu einer Ausweitung der 
Frauenerwerbstätigkeit, steigern die gesamt-
wirtschaftliche Produktion und reduzieren die 
Einkommenslücke aufgrund verschiedener Wirk- 
mechanismen. Zum einen erhöhen sich das Ar- 
beitsvolumen und die Arbeitsproduktivität der 
betroffenen Frauen, wobei der Produktivitätsan-
stieg auf einen Zuwachs der Vollzeitbeschäftigung 
relativ zur Teilzeitbeschäftigung zurückzuführen 
ist. Zum anderen gibt es indirekte Effekte. Bei- 
spielsweise erhöhen sich die privaten Investi-
tionen, weil die erhöhte Erwerbstätigkeit der 
Frauen den Fachkräftemangel reduziert. Die hier 
genannten Simulationsergebnisse berücksichtigen 
neben den direkten auch solche indirekten Effekte.   
 
Im Ausbau-Szenario kommt es bis 2030 zu einer 
Steigerung der Erwerbstätigkeit der betroffe-
nen Frauen um rund 600.000 vollzeitäquivalente 
Stellen und zu einem Anstieg des jährlichen Brutto-
inlandsprodukts von 60 Milliarden Euro bzw. 1,5 
Prozent. Zudem erreichen die fiskalischen Netto-
mehreinnahmen 2030 den break-even-Punkt und 
steigen bis 2035 auf jährlich 14 Milliarden Euro 
an. Die fiskalischen Nettomehreinnahmen sind 
definiert als die Differenz der Mehreinnahmen 
aus Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen 
und den Mehrausgaben aufgrund der zusätz-
lichen Sachinvestitionen und der gestiegenen 
Personalkosten. Die Einkommenslücke zwischen 
Männern mit Kindern bzw. Pflegebedürftigen 
und Frauen mit Kindern bzw. Pflegebedürftigen 
sinkt um 4 Prozentpunkte von rund 53 Prozent 
auf 49 Prozent. In diesem Sinne belaufen sich die 
wirtschaftlichen Kosten fehlender ökonomischer 
Gleichstellung auf jährlich 60 Milliarden Euro.  
Dies sind die wirtschaftlichen Kosten einer Politik 
des Nicht-Handelns.
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3. Methode

Die ökonomische Gleichstellung der Frauen mit 
Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen 
wird durch einen messbaren und aussagekräftigen 
Indikator dargestellt: Der Erwerbseinkommens-
lücke zwischen Männern mit Kindern bzw. Pflege-
bedürftigen und Frauen mit Kindern bzw. Pflege-
bedürftigen. Diese Einkommenslücke wurde 
bereits in verschiedenen quantitativen Untersuch- 
ungen verwendet (Krebs, 2017, 2019, 2024) und 
ist definiert als die Differenz des durchschnitt-
lichen (erwarteten) jährlichen Bruttoerwerbsein-
kommens der betroffenen Männer und Frauen. Sie 
setzt sich zusammen aus der entsprechenden Lohn-
lücke und der Arbeitszeitlücke und beträgt derzeit 
rund 53 Prozent. Der Indikator ist eng angelehnt 
an das Konzept der nachhaltigen ökonomischen 
Eigenständigkeit (Becker et al., 2024).  

Die quantitative Analyse stützt sich auf die 
Simulationsanalysen von Krebs und Scheffel (2017, 
2019), die ein mikrofundiertes makroökonomisches 
Modell der deutschen Volkswirtschaft mit hetero-
genen Haushalten und einem Arbeitsmarkt mit 
Sucharbeitslosigkeit verwenden.2  Dabei wird die 
Erwerbstätigkeit der Frauen in drei Erwerbsarten 
eingeteilt – Mini-Job, Teilzeit und Vollzeit – und 
die Entscheidung zwischen den verschiedenen 
Formen der Erwerbstätigkeit explizit modelliert. In 
diesen Arbeiten wurden bereits die Auswirkungen 
des Ausbaus der Kinderbetreuung bzw. des Ganz-
tagsunterrichts an Kitas und allgemeinbildenden 
Schulen auf die Einkommenslücke, das jähr-
liche Bruttoinlandsprodukt und die jährlichen 
Nettomehreinahmen der öffentlichen Hand unter-
sucht. Dabei wurde angenommen, dass ein zusätz-
licher „Kitaplatz“ einer Halbtagsbetreuung an 
jedem Werktag und ein zusätzlicher „Schulplatz“ 
einer Nachmittagsbe-treuung an drei Wochen-
tagen entspricht. Die 

2 Das verwendete Modell berücksichtigt, dass die Arbeitssuche einer arbeitslosen Erwerbsperson mit Kosten verbunden ist und durch den Suchpro-
zess Arbeitslosigkeit entsteht. Siehe auch Krebs und Scheffel (2016,2017) für eine Analyse von Infrastrukturinvestitionen und Krebs und Scheffel 
(2024) zur Analyse der Kindergrundsicherung auf Basis des Modellrahmens. 

Ergebnisse der vorliegenden Kurzstudie beruhen 
auf einfachen Berechnungen auf Basis der in Krebs 
(2017,2019) durchgeführten Simulations-analysen.

4. Bedarf

In den letzten 20 Jahren ist die Kindertages-
betreuung sehr stark ausgebaut worden, doch 
es besteht immer noch ein erheblicher Bedarf an 
zusätzlichen Plätzen. Bertelsmann (2023) schätzt 
einen zusätzlichen Bedarf von insgesamt 430.000 
Plätzen, wobei der größte Teil mit 310.000 Plätzen 
im U3-Bereich besteht. Das IW (2024) schätzt 
einen zusätzlichen Bedarf von 306.000 Plätze 
für unter Dreijährige. Dabei wird nicht berück-
sichtigt, dass bereits vorhandene Kita-Plätze oft 
nur ein beschränktes Angebot haben und damit 
auch die Möglichkeit der Erwerbstätigkeit der 
betroffenen Eltern eingeschränkt ist. In dem 
analysierten Szenario wird daher ein Ausbau der 
Betreuungsinfrastruktur betrachtet, der einem 
effektiven Bedarf von 500.000 zusätzlichen Kita-
Plätzen entspricht. Dies berücksichtigt noch nicht 
eine breite Verbesserung des Personalschlüssels, 
der ein qualitativ hochwertiges Angebot flächen-
deckend gewährleistet (AG Frühe Bildung, 2024) 
und dadurch auch einen positiven Effekt auf die 
Erwerbsbeteiligung entfalten kann. 

Zur Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Ganz-
tagsbetreuung für Kinder im Grundschulalter wird 
ein Bedarf von rund 580.000 zusätzlichen Plätzen 
geschätzt, wenn die Ganztagsquote bei 70 Prozent 
liegt (Prognos, 2023). Die Erfahrung mit dem Kita-
Ausbau legt nahe, dass diese Quote letztlich wesent-
lich höher sein wird, wenn die öffentliche Hand 
den tatsächlichen Elternbedarf deckt (Prognos, 
2023). In dem Szenario wird angenommen, dass 
der Bedarf in den kommenden Jahren auf eine 
Betreuungsquote von 80 Prozent ansteigt, so 
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dass rund 900.000 zusätzliche Plätze zur Bedarfs-
deckung nötig sind. Darüber hinaus besteht immer 
noch erheblicher Bedarf an zusätzlichem Ganztags-
unterricht in den Schulen der Sekundarstufe I und 
II. Derzeit gibt es rund 8 Millionen Schülerinnen 
und Schüler an den allgemeinbildenden Schulen, 
mit einer Ganztagsquote von rund 50 Prozent 
(SKKM, 2024). In dem betrachteten Szenario wird 
angenommen, dass diese Quote bis 2025 auf 
durchschnittlich 75 Prozent anwachsen wird. Dies 
entspricht etwa zwei Millionen zusätzlichen Ganz-
tagsplätze an den allgemeinbildenden Schulen – 
900.000 an den Grundschulen und 1,1 Millionen 
an den schulden der Sekundarstufe I und II.  

Aktuell gibt es rund fünf Millionen pflegebedürftige 
Personen in Deutschland und rund drei Milli-
onen Frauen haben jeden Werktag wenigstens 
eine Stunde mit häuslicher Pflege verbracht (Bei-
rat, 2023). Die große Mehrheit der pflegenden 
Angehörigen bevorzugt die häusliche Pflege im 
Vergleich zum Pflegeheim, aber fast 80 Prozent 
wünschen sich die Unterstützung durch einen 
ambulanten Pflegedienst (ARZ Haan AG, 2023). 
Im angedachten Szenario wird angenommen, dass 
von den zukünftig rund sechs Millionen pflege-
bedürftigen Personen (Beirat, 2023) etwa die 
Hälfte eine häusliche Pflege in Kombination mit 
einer ambulanten Pflege erhält. Dies entspricht 
einer Ausweitung der ambulanten Pflegeplätze 
von derzeit einer Million auf künftig drei Millionen 
Plätze, wobei ein „Platz“ definiert ist als ein 
ambulantes Pflegeangebot von vier Stunden an 
jedem Werktag.

5. Empfehlungen

Die Ergebnisse der vorliegenden Studie sprechen 
für einen massiven Ausbau des Ganztagsangebots 
an Kitas und Schulen sowie des Angebots an 
ambulanten Pflegediensten. Diese Maßnahmen 
würden als Paket die Wachstumspotenziale der 
deutschen Wirtschaft erheblich stärken und gleich-
zeitig die ökomische Ungleichstellung nennens-
wert reduzieren. Zudem rechnen sich diese 

öffentlichen Investitionen auch aus fiskalischer 
Sicht, denn mittelfristig übertreffen die Mehrein-
nahmen aus Steuern und Sozialabgaben die zusätz-
lichen Kosten für Personal und Sachinvestitionen. 
Eine gut ausgebaute öffentliche Betreuungs- und 
Pflegeinfrastruktur stärkt die Wirtschaft und die 
öffentlichen Finanzen und reduziert die Ungleich-
heit. 

Der Ausbau der öffentlichen Betreuungs- und 
Pflegeinfrastruktur ist ein Hebel zur Stärkung 
der ökonomischen Gleichstellung der Frauen, 
aber er ist bei Weitem nicht ausreichend. Dies 
belegen auch die Ergebnisse der vorliegenden 
Studie, denn die Erwerbseinkommenslücke der 
Frauen mit Kindern oder Pflegebedürftigen würde 
zwar mit dem Ausbau nennenswert sinken, aber 
sie läge immer noch bei knapp 50 Prozent. Es 
braucht daher zusätzlich monetäre Anreize bzw. 
die Abschaffung bestehender Fehlanreize durch 
eine Reform des Steuersystems (z.B. Ehegatten-
splitting) oder Leistungen (z.B. in Form eines „Care-
Gelds“), um eine gleichberechtigte Beteiligung an 
Care-Arbeit von Frauen und Männern in ent-
sprechenden Lebensphasen neben der Fortsetz-
ung substanzieller Erwerbstätigkeit stärker zu för-
dern und damit die Erwerbseinkommenslücke der 
Frauen mit Kindern oder Pflegebedürftigen weiter 
zu schließen.

6. Empirische Literatur

Das in Krebs und Scheffel (2017,2019) verwendete 
makroökonomische Modell ist so kalibriert, dass es 
eine Reaktion des individuellen Arbeitsangebots 
der Mütter auf eine Veränderung der Betreuungs-
situation impliziert, die mit den empirischen 
Befunden der entsprechenden Mikro-Studien im 
Einklang steht. Die empirische Literatur zu den 
individuellen Reaktionen der Frauen mit Kindern 
auf den Ausbau der Kinderbetreuung wird in Krebs 
und Scheffel (2017) und Spieß (2021) zusammen-
gefasst. Schober, Spieß, und Stahl (2017) bieten 
einen Überblick mit Fokus auf die Reaktion auf 
eine Verbesserung der Betreuungsqualität. Zudem 
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wird in den obigen Berechnungen angenommen, 
dass die Arbeitsangebotsveränderung der Frauen 
mit pflegebedürftigen Angehörigen vergleichbar 
ist mit der Reaktion der Frauen mit Kindern in dem 
Sinne, dass ein Pflegeangebot für x Stunden die 
gleiche Reaktion hervorruft wie ein Betreuungs-
angebot für x Stunden.
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Teil 1: Ökonomische Gleich-
stellung: Verfassungsauftrag, 
Dimensionen und erforderliche 
Rahmenbedingungen

1. Das Grundgesetz enthält einen Verfassungs-
auftrag zur Förderung der ökonomischen Gleich-
stellung. Gesetzgeber wie Exekutive müssen daher 
Maßnahmen zu deren Förderung ergreifen.
 (Sacksofsky)

2. Die ökonomische Ungleichheit von Frauen und 
Männern schwächt die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft und die öffentlichen 
Finanzen Deutschlands. Eine größere ökonomische 
Gleichstellung könnte ungenutzte Potenziale 
für das Potenzialwachstum freisetzen und zu 
einer gerechteren und resilienteren Gesellschaft 
beitragen. (Weßler-Poßberg, Ehrentraut)

3. Gute Bedingungen für die Erwerbstätigkeit 
von Frauen sind wesentlich für die Geburten-
entwicklung, insbesondere ausreichend Kinder-
betreuungsangebote, ein familienfreundlicher 
Arbeitsmarkt und eine kulturelle Verankerung 
von Gleichstellung.  Wenn junge Erwachsene mit 
besseren Bedingungen für die Kombination von 
substanzieller Erwerbs- und Care-Arbeit ihre 
Lebenspläne bezüglich Kindern und Erwerbsarbeit 
verwirklichen könnten, wäre die Geburtenrate 
deutlich höher – mit positiven Konsequenzen für 
den langfristigen Wohlstand in Deutschland; dies 
würde auch die langfristige ökonomische Gleich-
stellung stärken. (Bujard)

Teil 2: Wirtschaftliche 
Eigenständigkeit: 
Zielbestimmung, Einstellungen 
und Wünsche der Bürger:innenn

4. Nachhaltige ökonomische Eigenständigkeit ist 
eine Grundvoraussetzung – also notwendige, aber 
nicht hinreichende Bedingung – für ökonomische 
Gleichstellung zwischen den Geschlechtern.
(Beblo)

5. Wirtschaftliche Eigenständigkeit bedeutet 
Frauen und Männern viel. Sie steht für Freiheit, 
Zufriedenheit und Selbstbestimmung. Zur Stär-
kung wirtschaftlicher Eigenständigkeit ist es wich- 
tig, Frauen und Männern mehr Wissen über indivi-
duelle Gestaltungsmöglichkeiten zu vermitteln und 
unterstützende Rahmenbedingungen durch Politik 
und Arbeitgeber:innen zu schaffen. (Kaiser, Wulf)

6. Die wirtschaftliche Eigenständigkeit ist fast 
allen Frauen und Männern in Deutschland wichtig 
oder sogar sehr wichtig, sie gelingt jedoch infolge 
hoher Lebenshaltungskosten derzeit nur knapp 
der Hälfte. Zur Förderung der Eigenständigkeit 
bietet es sich an, den Fokus auf diejenigen Gruppen 
zu legen, die derzeit schon gern mehr arbeiten 
möchten, denen aber die Möglichkeit dazu fehlt 
– und in Arbeitswelt und von staatlicher Seite 
Anreize zu schaffen für partnerschaftliche Modelle, 
die ungleich verteilte Erwerbszeiten nicht fest-
schreiben, sondern Anpassungen im Lebensverlauf 
leichter und risikofreier ermöglichen. (Borgstedt, 
Jurczok) 

Fazit: In Richtung Zukunft – ein Strategierahmen für  
Neujustierungen

Ergebnisse der Beiträge  
der Autor:innen im Überblick:
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Teil 3: Auf dem Weg zur 
ökonomischenGleichstellung: 
Gesellschaftliche Ausgangsbe-
dingungen und Potenziale von 
Neujustierungen 
 
7. Erwerbs- und Sorgearbeit ist in Deutschland 
zwischen Müttern und Vätern nach wie vor sehr 
ungleich aufgeteilt. Repräsentative Umfragen 
zeigen, dass die Einstellungen und Wünsche zur 
idealen Arbeitsteilung egalitärer sind als die gelebte 
Wirklichkeit. Ein Grund für diese Diskrepanz liegt 
im deutschen Steuer- und Transfersystem, insbe-
sondere im Zusammenspiel von Ehegattensplitting 
und der steuerlichen Behandlung von Einkünften 
aus Minijobs. Reformen in diesem Bereich könnten 
dazu beitragen, dass Paare ihre Wünsche einer 
gleichmäßigeren Aufteilung von Erwerbs- und 
Sorgearbeit verwirklichen. (Wrohlich)

8. Die wirtschaftlichen Kosten einer Politik des 
Nicht-Handelns in Bezug auf die ökonomische 
Gleichstellung der Frauen sind hoch. Wenn es 
bedarfsdeckende Angebote für Kinderbetreuung 
und zur Unterstützung der häuslichen Pflege gäbe, 
würden bis 2030 zusätzliche 600.000 Vollzeitäqui-
valente in der Frauenerwerbstätigkeit entstehen 
und das Bruttoinlandsprodukt um jährlich 60 
Milliarden Euro (1,5%) steigen. Die Erwerbsein-
kommenslücke der Frauen mit Kindern und pflege-
bedürftigen Angehörigen würde gleichzeitig um 

rund vier Prozentpunkte sinken und die fiskalischen 
Nettomehreinnahmen bis 2035 auf jährlich rund 
14 Milliarden Euro ansteigen. Zusätzlich zum 
Ausbau der Infrastruktur zur Ganztagsbetreuung 
von Kindern und dem Ausbau der Infrastruktur 
zur häuslichen Pflege braucht es eine Reform des 
Steuersystems und monetärer Leistungen, um 
substanzielle und lohnende Erwerbstätigkeit mit 
Partnerschaftlichkeit zu verbinden und damit die 
wirtschaftliche Eigenständigkeit von Frauen und 
Männern mit Care-Verantwortung zielgenau zu 
stärken. (Krebs)

Fazit: In Richtung Zukunft – ein Strategierahmen für Neujustierungen



Visualisierung des Strategierahmens  
für die ökonomische Gleichstellung 2030



Visualisierung des Strategierahmens  
für die ökonomische Gleichstellung 2030
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		Seiteninhalt





		Regelname		Status		Beschreibung



		Inhalt mit Tags		Bestanden		Alle Seiteninhalte verfügen über Tags



		Anmerkungen mit Tags		Bestanden		Alle Anmerkungen verfügen über Tags



		Tab-Reihenfolge		Bestanden		Tab-Reihenfolge ist mit der Ordnungsstruktur konsistent



		Zeichenkodierung		Bestanden		Zuverlässige Zeichenkodierung ist vorhanden



		Multimedia mit Tags		Bestanden		Alle Multimediaobjekte verfügen über Tags



		Bildschirmflackern		Bestanden		Seite verursacht kein Bildschirmflackern



		Skripten		Bestanden		Keine unzugänglichen Skripts



		Zeitlich abgestimmte Antworten		Bestanden		Seite erfordert keine zeitlich abgestimmten Antworten



		Navigationslinks		Bestanden		Navigationslinks wiederholen sich nicht



		Formulare





		Regelname		Status		Beschreibung



		Formularfelder mit Tags		Bestanden		Alle Formularfelder verfügen über Tags



		Feldbeschreibungen		Bestanden		Alle Formularfelder weisen eine Beschreibung auf



		Alternativtext





		Regelname		Status		Beschreibung



		Alternativtext für Abbildungen		Bestanden		Abbildungen erfordern Alternativtext



		Verschachtelter alternativer Text		Bestanden		Alternativer Text, der nicht gelesen wird



		Mit Inhalt verknüpft		Bestanden		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein



		Überdeckt Anmerkung		Bestanden		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken



		Alternativtext für andere Elemente		Bestanden		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern



		Tabellen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Zeilen		Bestanden		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein



		„TH“ und „TD“		Bestanden		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein



		Überschriften		Bestanden		Tabellen sollten Überschriften besitzen



		Regelmäßigkeit		Bestanden		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen



		Zusammenfassung		Übersprungen		Tabellen müssen Zusammenfassung haben



		Listen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein



		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein



		Überschriften





		Regelname		Status		Beschreibung



		Geeignete Verschachtelung		Bestanden		Geeignete Verschachtelung
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